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Der Beitrag beleuchtet die Entwicklung des Rechtsschutzes in
Steuersachen von der Schaffung der Reichsabgabenordnung im
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nach § 364b AO, der verbindlichen Zusage nach § 89 Abs. 2 AO
und der Verwendung von Risikomanagementsystemen nach
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This article examines the development of legal protection in tax
matters from the creation of the Reichsabgabenordnung in 1919
to the present day. Weaknesses and risks are shown using the
examples of setting deadlines according to § 364b AO, the bin-
ding commitment according to § 89 para. 2 AO and the use of
risk management systems according to § 88 para. 5 AO.

I. Vom „Rechtsmittelverfahren“ zum „außergericht-
lichen Rechtsbehelfsverfahren“

100 Jahre Abgabenordnung, das sind auch 100 Jahre Rechts-
schutz in Steuersachen. Im IV. Abschnitt der Reichsabgaben-
ordnung vom 13.12.1919 wurde das – wie es damals hieß –
„Rechtsmittelverfahren“ mit insgesamt 80 Vorschriften kodifi-
ziert. Diese große Anzahl von Einzelparagrafen verwundert,
umfassen die heute im Siebten Teil der Abgabenordnung un-
tergebrachten Regelungen zum außergerichtlichen Rechts-
behelfsverfahren doch insgesamt nur 24 Paragraphen. Dies ist
aber darauf zurückzuführen, dass die Reichsabgabenordnung
einerseits nicht nur das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfah-
ren regelte, sondern auch das gerichtliche Rechtsbehelfsverfah-
ren und dass das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren an-
dererseits viel weiter aufgefächert war, als wir es heute mit dem
einzig verbliebenen Rechtsbehelf des Einspruchs kennen.

So sah § 217 RAO 1919 zum einen für Bescheide betreffend
Zölle und Verbrauchsabgaben das sog. Anfechtungsverfahren
vor, bei dem dem zuständigen Finanzamt zunächst die Mög-
lichkeit eingeräumt war, der Anfechtung abzuhelfen (§ 277
RAO 1919). Andernfalls hatte das Finanzamt die Anfechtung
dem Landesfinanzamt zur Entscheidung vorzulegen. Gegen
eine ablehnende Entscheidung des Landesfinanzamts war nach
§ 219 RAO 1919 die Rechtsbeschwerde zum mit Gesetz vom
26.7.19181 als „oberste Spruch- und Beschlussbehörde“ einge-
richteten RFH gegeben. Regelungen zu diesem Verfahren fan-
den sich in § 280 i.V.m. §§ 267–276 RAO 1919.

Betrafen die erlassenden Bescheide weder Zölle noch Ver-
brauchsteuern, so eröffnete § 217 RAO 1919 zum anderen das
sog. Berufungsverfahren, welches die Grundlage für das heute
existierende außergerichtliche und gerichtliche Rechtsschutz-
verfahren nach AO und FGO bildete. So bestimmte § 218 RAO
1919, dass gegen die Entscheidung des Finanzamts oder einer
Hilfsstelle des Finanzamts der Einspruch gegeben ist, über den
das Finanzamt entscheidet. Gegen die Einspruchsentscheidung
war die Berufung zulässig, über die das FG zu entscheiden hat-
te. Die FG, die aufgrund der Verordnung vom 5.8.19212 ge-
schaffen wurden, waren allerdings keine eigenständigen Ge-
richte, sondern nach § 14 Abs. 1 RAO 1919 den Landesfinanz-
ämtern angegliedert. Angesichts dessen waren sie nicht mit un-
abhängigen Gerichten nach heutigem Verständnis vergleich-
bar3, wenngleich ihre Mitglieder nach § 14 Abs. 4 RAO 1919
als solche unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen waren.
Gegen die Berufungsentscheidungen der FG war die Rechts-
beschwerde zum RFH gegeben.

Eine dritte Rechtsbehelfsform sah schließlich § 224 i.V.m.
§§ 281–283 RAO 1919 vor. Danach war gegen Verfügungen
der Finanzbehörden, die keine Steuerbescheide waren, das Be-
schwerdeverfahren eröffnet. Über die Beschwerde hatte zu-
nächst die erlassende Stelle zu entscheiden. Half sie ihr nicht
ab, so musste sie diese der nächstoberen Behörde zur Entschei-
dung vorlegen. Gegen die Beschwerdeentscheidungen war wie-
derum die Rechtsbeschwerde zum RFH gegeben.

Bemerkenswert ist bei dieser Unterteilung, dass die Verfahren
betreffend Zölle und Verbrauchsabgaben einen anderen und
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